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Zusammenfassung 
Gegenstand und Ziele der Forschung 

In dieser Studie wird eingehend analysiert, auf welche Weise das Europäische Parlament (EP) die 
Gleichstellung der Geschlechter durch parlamentarische Diplomatie fördert und welche Erkenntnisse sich 
aus der Tätigkeit anderer Parlamente und internationaler parlamentarischer Organe für eine wirksame 
Befassung mit geschlechterspezifischen Fragen in internationalen Beziehungen ableiten lassen.  

Das Streben der Europäischen Union (EU) und des EP nach einem stärkeren Gender Mainstreaming in den 
auswärtigen Beziehungen wird in zwei wichtigen Dokumenten ersichtlich, die als politische Grundlage für 
diese Studie herangezogen wurden. Das erste ist der Aktionsplan für die Gleichstellung der Geschlechter 
und die Stärkung der Rolle der Frau im auswärtigen Handeln 2021–2025 (GAP III) der Kommission und des 
Hohen Vertreters der Union, in dem die Unzulänglichkeiten hervorgehoben werden, die mit der 
Unterrepräsentation von Frauen in parlamentarischen Prozessen – angefangen bei Wahlen über Legislativ- 
und Haushaltsverfahren bis hin zu Friedensverhandlungen – einhergehen. Das zweite ist die Entschließung 
des EP vom Oktober 2020 zur Gleichstellung von Frauen und Männern im Rahmen der Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU, in der ausdrücklich gefordert wird, bei den Beziehungen des Parlaments zu 
Drittstaaten die Gleichstellung der Geschlechter zu fördern, und in der die Ernennung von Anlaufstellen 
für Gleichstellungsfragen in jeder Delegation befürwortet wird. 

In dieser Studie werden diese politischen Verpflichtungen im Rahmen einer umfassenden Analyse des 
formalen rechtlichen und des politischen Rahmens, die für die Tätigkeiten der folgenden Organe des EP 
gelten, untersucht: (a) für die Gleichstellung der Geschlechter und die auswärtigen Beziehungen 
zuständige Ausschüsse und Unterausschüsse: Ausschuss für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung 
der Geschlechter (FEMM), Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten (AFET), Unterausschuss 
Menschenrechte (DROI), Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung (SEDE), Entwicklungsausschuss 
(DEVE) und Ausschuss für internationalen Handel (INTA); (b) Koordinierungsgruppe Demokratieförderung 
und Wahlen (DEG); und (c) Interparlamentarische Delegationen. Dazu gehört auch eine Prüfung der 
Geschäftsordnung (GO), der Beschlüsse der Konferenz der Präsidenten und, soweit deren Inhalte öffentlich 
verfügbar sind, des Aktionsplans für die Gleichstellung des EP und des zugehörigen Fahrplans.  

Ebenfalls werden in der Studie die derzeitigen Verfahren zur Förderung der Gleichstellung der 
Geschlechter durch parlamentarische Diplomatie untersucht, um Schwachstellen, durch die ihre 
Wirksamkeit eingeschränkt wird, aufzudecken und zu beurteilen, wie diese überwunden werden können. 
Behandelt werden die achte und teilweise die neunte Wahlperiode mit dem Schwerpunkt auf 
interparlamentarischen Delegationen, bei denen es mit der Einrichtung von Anlaufstellen für 
Gleichstellungsfragen eine neuere Entwicklung gibt. 

Im Hinblick auf die Standards für geschlechtergerechte Parlamente, die von internationalen 
Organisationen wie der Interparlamentarischen Union (IPU), dem Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP), der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und dem 
Europäischen Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) festgelegt wurden, sollen mit dieser Studie ferner 
die Regelungsrahmen und Verfahren des EP bewertet werden. Zudem werden in der Studie von anderen 
Parlamenten und parlamentarischen Organen zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter im 
Rahmen der parlamentarischen Diplomatie genutzte bewährte Verfahren und Instrumente dargestellt und 
deren Zweckmäßigkeit für den künftigen Einsatz des EP bewertet. 

Mit der Studie werden also drei Arten von Zielen verfolgt. Beim Ziel der Beschreibung geht es darum, die 
derzeitigen Verfahren des EP bei der Anwendung parlamentarischer Diplomatie zur Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter zu bestimmen. Mit dem Ziel der Analyse wird angestrebt, die Frage zu 
beantworten, ob sich mit den derzeitigen Verfahren die Verpflichtungen im Bereich der Gleichstellung der 
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Geschlechter umsetzen lassen. Im Zusammenhang mit dem Ziel der Evaluierung/Normsetzung wird 
versucht, die Anstrengungen des EP in den breiteren Kontext der Verfahren anderer nationaler Parlamente 
und internationaler parlamentarischer Organe einzuordnen. 

Bedeutung 

Mit dieser Studie wird ein wichtiger Beitrag zur vorhandenen Literatur über die parlamentarische 
Diplomatie und die Gleichstellung der Geschlechter geleistet, da es sich um die erste systematische Studie 
über die Anwendung der parlamentarischen Diplomatie zur Förderung der als Grundwert der Union in 
Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) verankerten Gleichheit von Frauen und Männern 
handelt. 

In der vorhandenen Literatur finden sich wertvolle Beiträge zu einer Vielzahl von Themen mit Bezug zu 
Geschlechterfragen im Zusammenhang mit Parlamenten wie auch zur politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Stärkung der Frauen im Allgemeinen. Außerdem wurde die parlamentarische 
Diplomatie von der Wissenschaft als ein Phänomen mit drei zentralen Dimensionen analysiert: (a) 
parlamentarische Kontrolle von auswärtigen Angelegenheiten, die nicht als parlamentarische Diplomatie 
im engeren Sinne betrachtet wird, für die parlamentarische Diplomatie jedoch wesentlich ist; (b) die Pflege 
autonomer diplomatischer Beziehungen zwischen Parlamenten; und (c) die Einrichtung von 
parlamentarischen Organen durch regionale und globale Organisationen. In der Studie finden alle drei 
Dimensionen der parlamentarischen Diplomatie Niederschlag. Was die erste Dimension betrifft, so werden 
die Initiativen der erwähnten Ausschüsse und Unterausschüsse für die Annahme von Entschließungen des 
EP zu den auswärtigen Beziehungen der EU untersucht und die in diesen Entschließungen aufgestellten 
wesentlichen Forderungen im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter ermittelt. Im 
Zusammenhang mit der zweiten Dimension werden ausführlich die verschiedenen Maßnahmen im 
Bereich der parlamentarischen Diplomatie von Delegationen, Ausschüssen und Unterausschüssen sowie 
der DEG dargestellt. Um die dritte Dimension zu berücksichtigen, wird in einer der Fallstudien eine 
multilaterale Versammlung behandelt und werden die Verfahren für die Gleichstellung der Geschlechter 
ausgewählter internationaler parlamentarischer Organe bewertet. Auf diese Weise werden in der Studie 
die Verfahren, Kanäle und Instrumente beleuchtet, durch die Geschlechterfragen in die 
interparlamentarischen Beziehungen zwischen dem EP und Partnerländern bzw. -regionen einfließen. 

Methodik 

Für die Studie kamen verschiedene methodische Ansätze zur Anwendung, um Daten zu erheben und 
ganzheitliche empirische Einblicke in die Art und Weise, wie das EP die Gleichstellung der Geschlechter 
durch parlamentarische Diplomatie fördert, zu liefern.  

Die erste Methode war die dokumentarische Analyse durch Sekundärforschung über zentrale EP-
Instrumente für das auswärtige Handeln (z. B. Entschließungen, Erklärungen, Berichte über 
Arbeitsbesuche, Tätigkeitsberichte, Studien und öffentliche Veranstaltungen) sowie durch die Analyse der 
Instrumente und Verfahren anderer Parlamente und parlamentarischer Organe (z. B. der Antworten des EP 
auf die Anfrage Nr. 4607 des Europäischen Zentrums für parlamentarische Forschung und Dokumentation 
zur Gleichstellung der Geschlechter in der parlamentarischen Diplomatie, der von den Parlamenten der 
Länder, die im Bereich feministische Außenpolitik als führend ermittelt wurden, veröffentlichten 
Dokumente und Informationen sowie der Veröffentlichungen internationaler Organisationen zu 
parlamentarischer Diplomatie und Gender Mainstreaming in auswärtigen Beziehungen). Die zweite 
Methode war eine qualitative Analyse durch teilstrukturierte Befragungen von Mitgliedern des EP, 
Bediensteten des EP sowie von Vertretern anderer Parlamente, internationaler Organisationen und 
zivilgesellschaftlicher Organisationen. Die dritte Methode war eine aus zwei Komponenten bestehende 
quantitative und qualitative Analyse. Die eine Komponente bestand in einer statistischen Analyse aller von 
den Fallstudien im Zeitraum 2014–2020 erfassten Protokolle von Sitzungen der EP-Delegation und von 
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interparlamentarischen Sitzungen. Die andere Komponente umfasste eine breit angelegte Online-
Befragung der Mitglieder des Europäischen Parlaments (MdEP) und Verwaltungsbediensteten der 
Delegationen sowie eine Analyse der vorhandenen Daten zur Teilnahme der Mitglieder an den Sitzungen 
der Delegationen, Ausschüsse und Unterausschüsse des EP. 

Es wurden drei Fallstudien ausgewählt, um die konkrete praktische Anwendung der Instrumente und 
Werkzeuge der parlamentarischen Diplomatie eingehender zu untersuchen und zu bestimmen, wie und 
in welchem Umfang sie zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter in den Partnerländern und -
regionen des EP genutzt werden. In diesen Fallstudien werden Saudi-Arabien, Serbien und die 
Parlamentarische Versammlung Europa-Lateinamerika (EuroLat) behandelt. Diese Fallstudien wurden 
ausgewählt, um anhand einer Stichprobe die unterschiedlichen Erfahrungen des EP bei der Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter durch parlamentarische Diplomatie zu veranschaulichen. Bei der Auswahl 
wurden die folgenden Kriterien berücksichtigt: (a) Erfassung verschiedener Weltregionen; (b) Platzierung 
der Länder auf der Rangliste für die Gleichstellung der Geschlechter im Global Gender Gap Report 2021 (im 
Fall der EuroLat-Mitgliedstaaten); (c) Häufigkeit der Bezugnahme auf die Gleichstellung der Geschlechter 
und/oder Frauenrechte in Sitzungen der EP-Delegationen; und (d) die Bedeutung der Tätigkeiten der DEG 
für die Förderung der Gleichstellung der Geschlechter. Der Schwerpunkt der Fallstudien liegt zwar 
hauptsächlich auf den Tätigkeiten interparlamentarischer Delegationen zur Förderung der Gleichstellung 
der Geschlechter, es wird jedoch auch die damit verbundene Arbeit ausgewählter Ausschüsse, 
Unterausschüsse und der DEG vorgestellt, um zu zeigen, in welchem Umfang die Organe einander 
ergänzend und im Einklang mit dem Kriterium gemeinschaftlicher Arbeit tätig sind. Was die 
Arbeitsbesuche und Tätigkeiten der Ausschüsse betrifft, so waren die des AFET und des DROI für die 
Fallstudien zu Saudi-Arabien und Serbien am relevantesten (wobei im ersten Fall die Menschenrechte, im 
zweiten die Erweiterung die Hauptgesichtspunkte darstellten), während in der Fallstudie zu EuroLat der 
Schwerpunkt auf dem INTA und dem DROI lag (mit den Menschenrechten und Handelsverbindungen als 
besonders hervorstechende Themen). Es ist zu beachten, dass in der Studie die Erklärungen und 
öffentlichen Anhörungen der Ausschüsse und Unterausschüsse zum Thema Gleichstellung der 
Geschlechter untersucht werden, dass hingegen zahlreiche ihrer Berichte über Arbeitsbesuche (zum Teil 
aus Gründen der Sicherheit und Vertraulichkeit) nicht öffentlich verfügbar sind, während in ihren 
Tätigkeitsberichten (mit denen eine gesamte Wahlperiode erfasst wird) vielleicht ihre Arbeit im 
Zusammenhang mit der Gleichstellung der Geschlechter häufig nicht sichtbar wird. Diese 
Einschränkungen finden in den Schlussfolgerungen der Studie Niederschlag. 

Wesentliche Schlussfolgerungen 

Die wichtigste Schlussfolgerung der Studie besteht darin, dass das EP sehr fortschrittlich ist, wenn es um 
das Gender Mainstreaming in den auswärtigen Beziehungen geht. Ausgehend von den Maßstäben für die 
Gleichstellung der Geschlechter internationaler Organisationen, den Gepflogenheiten anderer Parlamente 
und internationaler parlamentarischer Organe sowie Befragungen lässt sich anhand der in der Studie 
verwendeten Kriterien zeigen, dass das EP im Hinblick auf die Förderung der Gleichstellung der 
Geschlechter im Ausland sehr leistungsstark ist. Diese Kriterien sind (a) die Glaubwürdigkeit der 
Maßnahmen des Parlaments selbst; (b) die Entwicklung von gemeinsamen Strategien mit allen beteiligten 
Interessenträgern; (c) die Kontextualisierung des parlamentarischen Handelns zur Berücksichtigung der 
besonderen soziokulturellen Umstände in Partnerländern oder -regionen; (d) Pragmatismus im Hinblick 
auf das Verständnis und die Berücksichtigung der Grenzen des Parlaments selbst und (e) 
gemeinschaftliche Arbeit als Mittel zur Schaffung von Engagement für die Förderung der Gleichstellung 
der Geschlechter in allen einschlägigen Organen des EP. Aus den Erfahrungen anderer Parlamente und 
interparlamentarischer Organe lässt sich ablesen, dass in diplomatische Maßnahmen im Bereich der 
Gleichstellung der Geschlechter Interessenträger vor Ort und zivilgesellschaftliche Organisationen 
einbezogen werden müssen, damit mit den Instrumenten und Verfahren die tatsächlichen Probleme in 
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den Drittländern oder -regionen bekämpft werden. Zudem hat sich der transformative Geschlechteransatz, 
mit dem die derzeitige Geschlechterdynamik in der Gesellschaft bekämpft werden soll, als leistungsfähiger 
Rahmen für diplomatisches Handeln erwiesen. Wenn die Gleichstellung der Geschlechter durch 
parlamentarische Diplomatie erfolgreich gefördert werden soll, muss unbedingt verstanden werden, wie 
sich die Außenpolitik auf die Gleichheit von Frauen und Männern auswirkt. Eine weitere wichtige 
Erkenntnis, zu der die für den Zweck dieser Studie analysierten Parlamente und interparlamentarischen 
Organe gelangt sind, besteht darin, dass das Parlament die Gleichstellung der Geschlechter nach außen 
hin nicht effizient fördern kann, wenn es als Einrichtung selbst nicht geschlechtersensibel ist. 

Was das interne und externe Engagement des EP für die Gleichstellung der Geschlechter betrifft, so waren 
und sind die Ausschüsse und Unterausschüsse die zentralen Antriebskräfte für das auswärtige Handeln des 
EP, indem sie in der Sicherheits-, Handels-, Entwicklungs-, Erweiterungs- und Umweltschutzpolitik immer 
wieder Geschlechterfragen angesprochen haben. Das größte Manko ist die mangelnde Koordinierung und 
Sichtbarkeit der Ergebnisse ihrer Arbeitsbesuche im Ausland. Die Arbeit der DEG für den Kapazitätsaufbau, 
vor allem im Rahmen ihres Simone-Veil-Programms, ist ein wesentlicher Bestandteil der Anstrengungen 
des EP für die parlamentarische Diplomatie zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter. Ihre 
Vermittlungsinitiativen – als Beispiele werden die Jean-Monnet-Dialoge angeführt, bei denen der 
Schwerpunkt auf der Schaffung eines parteipolitischen Konsenses liegt – sind allerdings Instrumente, die 
zu selten zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter genutzt werden. Auch wenn ihre Erklärungen 
rechtlich nicht bindend sind, so sind die Delegationen für die parlamentarische Diplomatie dennoch 
entscheidend, da sie dafür prädestiniert sind, mit Parlamentariern, Regierungsbeamten und Vertretern 
nichtstaatlicher Organisationen in den Partnerländern oder -regionen des EP zu interagieren. Dank des 
„weichen Einflusses“ bei solchen Interaktionen sind sie in der Lage, im Zusammenhang mit der 
Gleichstellung der Geschlechter zur Sensibilisierung und zu einem Dialog unter gleichrangigen Partnern 
beizutragen. Der Einfluss, der durch parlamentarische Diplomatie im Hinblick auf die Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter ausgeübt werden kann, äußert sich zum Beispiel in der Befürwortung 
eines politischen Wandels auf höchster politischer Ebene, der (gemeinsamen) Ausarbeitung von 
Entschließungen und Berichten in bilateralen und multilateralen interparlamentarischen Foren, der 
Ausgabe von Pressemitteilungen zu politischen Standpunkten und dem (vertraulichen) Austausch von 
Schlussfolgerungen, die im Ausland mit anderen Organen des EP und der EU erzielt wurden. Der Einfluss 
der Delegationen ließe sich durch eine Optimierung und Verfeinerung ihrer Verfahren und Methoden 
verstärken. Nachfolgend fassen wir unsere wichtigsten politischen Empfehlungen zusammen. 

Zentrale politische Empfehlungen 

Es werden zwei Arten von politischen Empfehlungen gegeben: Auf der einen Seite Empfehlungen zur 
internen Dimension der parlamentarischen Diplomatie, auf der anderen Seite zur externen Dimension. Die 
Empfehlungen zur externen Dimension sind in Ratschläge für die Arbeit der Ausschüsse/Unterausschüsse, 
der DEG und der Delegationen unterteilt. 

Die wichtigsten intern ausgerichteten Empfehlungen betreffen eine stärkere Bezugnahme auf die 
Gleichstellung der Geschlechter in maßgebenden offiziellen Dokumenten des EP (z. B. in Beschlüssen der 
Konferenz der Präsidenten), einen breiteren und zentraleren Zugang zu geschlechterspezifischen 
Informationen von internationalen Organisationen, EU-Mitgliedstaaten und Drittländern, ein stärkeres 
Gender Mainstreaming auf der Ebene der im EP vertretenen Fraktionen und der Assistenten der MdEP 
sowie einen stärkeren Schwerpunkt auf auswärtigen Beziehungen im Rahmen des Gender-Mainstreaming-
Netzwerks. 

Mit den an die Ausschüsse/Unterausschüsse gerichteten extern ausgerichteten Empfehlungen wird geraten, 
für die Kontrolle der geschlechterspezifischen Auswirkungen der internationalen Abkommen der EU einen 
Fragebogen für die Folgenabschätzung auszuarbeiten, die Mechanismen für die Aufsicht über die 
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Umsetzung der Aktionspläne der Ausschüsse/Unterausschüsse für die Gleichstellung und über die 
Finanzierung des auswärtigen Handelns der EU zu optimieren und die Wirksamkeit der Arbeitsbesuche 
von Ausschüssen im Ausland durch verstärkte Folgemaßnahmen mit ausländischen Amtskollegen, 
Regierungsvertretern und regierungsunabhängigen Akteuren sowie durch konsistentere und sichtbarere 
Nachberichterstattung zu verbessern. 

Die Empfehlungen im Hinblick auf die Tätigkeiten der DEG umfassen eine Verbesserung des 
Auswahlverfahrens für den Sacharow-Preis im Sinne einer stärkeren Betonung der Gleichstellung der 
Geschlechter, die Bereicherung der Simone-Veil-Programme durch Einbeziehung weiterer 
Schulungsmaßnahmen zu internationalen Beziehungen und Diplomatie und eine stärkere Anwendung 
der Jean-Monnet-Dialoge zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter.  

Am meisten Empfehlungen gibt es zur Arbeit der Delegationen. Sie umfassen eine stärkere 
Institutionalisierung der Delegationen in den offiziellen EP-Dokumenten oder den Satzungen der 
Delegationen selbst, die Ermächtigung der Delegationen zur Annahme von weitergehenden Dokumenten 
als Erklärungen, die Einführung von Jahresberichten der Delegationen mit Abschnitten zur Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter, die Sicherstellung einer ausgewogenen Vertretung von Frauen und 
Männern in der Zusammensetzung der ins Ausland entsandten Delegationen, die Ausweitung des 
Angebots an Schulungen zum Thema Gleichstellung der Geschlechter für MdEP und Bedienstete, die mit 
Tätigkeiten in Verbindung mit parlamentarischer Diplomatie befasst sind, und eine stärkere Anerkennung 
der Errungenschaften auf dem Gebiet der Gleichstellung der Geschlechter in der EU und darüber hinaus 
durch die Vergabe von Auszeichnungen für die Gleichstellung der Geschlechter in verschiedenen 
Kategorien.  

Zu interparlamentarischen Sitzungen im Besonderen umfassen die Empfehlungen eine stärkere 
Institutionalisierung der Verbindungen zu internationalen parlamentarischen Organen, die Förderung 
parlamentarischer Frauenforen und -gremien, engere Beziehungen zwischen den ins Ausland entsandten 
MdEP und Parlamentarierinnen aus dem Partnerland bzw. der Partnerregion, das Beharren auf der 
garantierten Aufnahme der Gleichstellung der Geschlechter als Tagesordnungspunkt, die Einrichtung von 
Mentoring- oder Tandemprogrammen, und eine größere Aufmerksamkeit für Symbolik auf 
Arbeitsbesuchen im Ausland (z. B. im Hinblick auf Kleidung, Sitzordnungen, Verfahrensordnungen für 
Sitzungen).  

Von besonderer Bedeutung für Delegationen sind außerdem Verbindungen zu zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Interessenträgern und externen Sachverständigen. Wir empfehlen das Erstellen von Listen 
der Organisationen, mit denen eine regelmäßige Zusammenarbeit vereinbart werden kann (z. B. im 
Zusammenhang mit interparlamentarischen Sitzungen oder öffentlichen Veranstaltungen, die 
Sicherstellung von verstärkten Folgemaßnahmen mit diesen Organisationen, die Veröffentlichung 
umfassender Zusammenfassungen von Erörterungen und die Bezugnahme auf die Ergebnisse dieser 
Erörterungen in offiziellen Dokumenten des EP (z. B. in Ausschussberichten).  

Zudem empfehlen wir in den vom EP in Auftrag gegebenen Studien und in den Erklärungen der 
Delegationen ein stärkeres Gender Mainstreaming. Ebenso sollten die Delegationen die Vorteile von 
sozialen Medien nutzen (z. B. indem sie Twitter-Konten pflegen). 

Schließlich sollte die Rolle der Anlaufstellen für Gleichstellungsfragen geklärt werden. Deren Aufgaben 
sollten unter anderem darin bestehen, Informationen zu beschaffen (z. B. über internationale 
Entwicklungen in Bezug auf die Gleichstellung der Geschlechter), Kontakte mit ausländischen Akteuren 
(z. B. der Zivilgesellschaft im Ausland) zu pflegen, um die Interaktionen der Delegationen mit 
Partnerländern oder -regionen auszuweiten, die Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Themen in den

 vorgeschlagenen Jahresberichten der Delegationen zu überwachen und bei der Betreuung einer 
zentralen EP-Datenbank zur Gleichstellung der Geschlechter zu helfen
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